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Abstract:  

Die in der Novelle des Personenbeförderungsgesetzes vollzogene Marktspaltung 
in vor Marktzutritt geschütztem öffentlichem Personennahverkehr und wettbe-
werblichem Linienbusfernverkehr ist willkürlich. Wettbewerbspotenziale zeigen 
sich bei freiem Marktzutritt sowohl im Fernverkehr als auch im Nahverkehr. 
Regulatorische Marktabgrenzungen hinsichtlich der Reisedistanz oder Reisezeit 
sagen weder etwas über die erforderlichen technischen Regulierungen, noch 
über den branchenspezifischen Verbraucherschutz oder über den verbleibenden 
Marktmachtregulierungsbedarf beim Zugang zu den erforderlichen Infrastruk-
tureinrichtungen aus. Zudem gilt, dass nicht nur im Nahverkehr, sondern auch 
im Fernverkehr politisch gewünschte defizitäre Universaldienstleistungen im 
Ausschreibungswettbewerb bereitgestellt werden können.   
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1 Einführung: Der lange Weg zur umfassenden Marktöffnung 
 
Der Neujahrstag 2013 hat aus Sicht der europäischen Wettbewerbspolitik ver-
schiedene gute Nachrichten gebracht: Das Schornsteinfeger-Monopol ist gefal-
len, so dass Hauseigentümer fortan selbst ihren Kaminkehrer auswählen können. 
Die Märkte für Briefdienste sind jetzt für alle europäischen Länder umfassend 
geöffnet, einschließlich der Nachzügler Griechenland und Luxemburg sowie der 
neun neuen EU-Mitglieder in Mittel- und Osteuropa. Ebenfalls zum 1. Januar 
2013 ist die Novelle des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG)1

 

 in Kraft getre-
ten. Die wettbewerbsfeindliche Bedarfsprüfung gilt für den Linienbusfernver-
kehr nicht mehr, so dass auf diesem Markt fortan umfassender Marktzutritt mög-
lich ist (§13 Abs. 2, letzter Satz). Bei näherer Betrachtung lösen diese zweifellos 
guten Nachrichten doch einige Verwunderung aus. Wie konnte es geschehen, 
dass auf wichtigen Dienstleistungsmärkten der Prozess der Marktöffnung bis 
zum Jahre 2013 gedauert hat, obwohl der ordnungspolitische Paradigmenwech-
sel von gesetzlich geschützten Monopolen in den Verkehrs- und Versorgungs-
sektoren hin zu offenen Märkten mit der 6. Kartellrechtsnovelle im Jahre 1998 
endgültig vollzogen wurde? Seit dieser Zeit werden Verkehrs- und Versor-
gungsmärkte grundsätzlich nicht mehr als wettbewerbliche Ausnahmebereiche 
angesehen. Allerding spielt die Konzeption der Bedarfsprüfung im öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) nach wie vor eine zentrale Rolle.  

Im Folgenden wird aufgezeigt, dass die Konzeption der Bedarfsprüfung im 
deutschen Personenbeförderungsgesetz ein ordnungspolitischer Fremdkörper 
darstellt, der weder aus den Erfordernissen einer technischen Regulierung noch 
mit dem Ziel einer Daseinsvorsorge mit damit einhergehenden subventionierten 
Tarifen gerechtfertigt werden kann. Um die vielfältigen Potenziale des Wettbe-
werbs auch im ÖPNV umfassend auszuschöpfen, sollte daher eine erneute Re-
form des deutschen Personenbeförderungsgesetzes mit einer vollständigen Ab-
schaffung der Bedarfsprüfung möglichst rasch umgesetzt werden. 
 
                                                 

1  Konsolidierte Fassung des PBefG entsprechend Gesetzesbeschluss des Deutschen 
Bundestages (BR-Drs. 586/12) vom 12.10.2012, dem der Bundesrat am 2.11. 2012 
zugestimmt hat. 
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2 Potenziale des Wettbewerbs im Personenverkehr 
 
2.1 Ordnungsökonomischer Referenzpunkt 
 
Grundsätzlich ist festzuhalten, dass in einer Marktwirtschaft das Primat der of-
fenen Märkte als ordnungsökonomischer Referenzpunkt gilt (Eucken, 1952, S. 
254-304). Jede Marktschließung ist nicht nur überflüssig sondern führt zu gra-
vierenden volkswirtschaftlichen Nachteilen, weil sie den Wettbewerb bereits im 
Ansatz verhindert. Das Modell der vollkommenen Konkurrenz der allgemeinen 
Gleichgewichtstheorie, in der eine große Anzahl von Unternehmen angenom-
men wird, die keinen signifikanten Einfluss auf die Preise und andere Wettbe-
werbsparameter besitzen, stellt allerdings für die Charakterisierung des funkti-
onsfähigen Wettbewerbs auf den Verkehrsmärkten keinen geeigneten Referenz-
rahmen dar, da insbesondere Größenvorteile in diesem Kontext ausgeschlossen 
werden (vgl. Debreu, 1959). Erste Einsichten über die Rolle des Wettbewerbs 
auf den Märkten des Personenverkehrs bietet die Theorie der angreifbaren 
Märkte. Diese Theorie wurde in einer Zeit entwickelt, als auch in den USA der 
Marktöffnungsprozess in wettbewerblichen Ausnahmebereichen in der An-
fangsphase stand. Die wirtschaftspolitische Fragestellung ist, ob der Wettbewerb 
auch bei Vorliegen von Größenvorteilen funktionieren kann (z.B. Willig, 1980). 
Die wettbewerbspolitische Aussage der Theorie der angreifbaren Märkte besteht 
darin, dass bei Vorliegen von Größenvorteilen der Wettbewerb in Form potenzi-
ellen Marktzutritts durchaus funktionsfähig sein kann (Baumol, Panzar, Willig, 
1982). Das Drohpotenzial des Marktzutritts wurde bereits sehr früh erkannt. So 
verwies schon Chadwick (1859) auf den Unterschied zwischen „competition for 
the field“ und „competition within the field of service“. Nach Abbau sämtlicher 
gesetzlicher Marktzutrittsschranken sind allerdings nicht nur der potenzielle 
Wettbewerb sondern auch vielfältige Formen des aktiven Wettbewerbs von Be-
deutung. Eine wesentliche Erkenntnis der Theorie des monopolistischen Wett-
bewerbs besteht gerade darin, dass auf wettbewerblichen Märkten die Abwä-
gung zwischen dem Ausschöpfen von Größenvorteilen und den Bedürfnissen 
der Nachfrager nach Produktvielfalt spontan erfolgt (Chamberlin, 1933). Wett-
bewerb hat gleichzeitig die Verbesserung der statischen und der dynamischen 
Effizienz zum Ziel (Clark, 1940; Mason, 1939). Auch bei der Verfolgung des 
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Ziels der Realisierung von technischem Fortschritt ist der Wettbewerb von zent-
raler Bedeutung. Es handelt sich dabei um die Rolle des Wettbewerbs als Entde-
ckungsverfahren (von Hayek, 1968). 
 
Es ist ein wesentliches Charakteristikum des funktionsfähigen Wettbewerbs auf 
den Märkten für Verkehrsdienstleistungen, dass Größenvorteile in der Produkti-
on eine wichtige Rolle spielen und dass Unternehmensstrategien wie Produktdif-
ferenzierung, Preisdifferenzierung, Aufbau von Goodwill, Suche nach neuen 
Produkten und innovativen Produktionsprozessen von großer Bedeutung sind. 
 
Eine Kosten-/Nutzenanalyse bezüglich einer Öffnung des Marktes im Vergleich 
zum Beibehalten eines gesetzlich geschützten Monopols ist aus Sicht der norma-
tiven Wettbewerbsökonomie ein sinnloses Unterfangen, da die zukünftigen 
Früchte des Wettbewerbs sich erst im dynamischen Wettbewerbsumfeld entwi-
ckeln können. Voraussetzung für Wettbewerb ist, dass die gesetzlichen 
Marktzutrittsschranken umfassend abgebaut und Ausschließlichkeitsrechte so-
wie Unternehmerprivilegien abgeschafft werden. Neben dem intramodalen 
Wettbewerb im Schienenverkehr bzw. Straßenverkehr ist auch der intermodale 
Wettbewerb zwischen Schienenverkehr und Straßenverkehr von Bedeutung. Vo-
raussetzung hierfür ist der freie Marktzutritt für sämtliche Anbieter von Ver-
kehrsdienstleistungen, so dass weder der Eisenbahnverkehr noch dessen Kon-
kurrenz auf der Straße daran gehindert werden, ihre komparativen Vorteile aus-
zuschöpfen. Externe Kosten wie Umweltverschmutzung, Lärm, Unfallkosten, 
die bei der Bereitstellung von Verkehrsleistungen entstehen, müssen von den 
jeweiligen Anbietern (bzw. deren Konsumenten) verursachungsgerecht getragen 
werden und stellen ebenfalls keine Rechtfertigung für interventionistische Ein-
griffe in den Wettbewerbsprozess dar. 
 
 
2.2 Bedarfsprüfung als ordnungspolitischer Fremdkörper in einer  
  Marktwirtschaft  
 
Dreh- und Angelpunkt des Personenbeförderungsgesetzes ist die sogenannte 
Bedarfsprüfung gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 3. Eine Genehmigung ist demnach zu 
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versagen, wenn „durch den beantragten Verkehr die öffentlichen Verkehrsinte-
ressen beeinträchtigt werden, insbesondere a) der Verkehr mit den vorhandenen 
Verkehrsmitteln befriedigend bedient werden kann, b) der beantragte Verkehr 
ohne eine wesentliche Verbesserung der Verkehrsbedienung Verkehrsaufgaben 
wahrnehmen soll, die vorhandene Unternehmen oder Eisenbahnen bereits wahr-
nehmen, c) die für die Bedienung dieses Verkehrs vorhandenen Unternehmen 
oder Eisenbahnen bereit sind, die notwendige Ausgestaltung des Verkehrs in-
nerhalb einer von der Genehmigungsbehörde festzusetzenden Frist … selbst 
durchzuführen, oder d) der beantragte Verkehr einzelne ertragreiche Linien oder 
ein Teilnetz aus einem vorhandenen Verkehrsnetz oder aus einem im Nahver-
kehrsplan … festgelegten Linienbündel herauslösen würde.“ 
 
Die Bedarfsprüfung wurde bis zur zu Beginn dieses Jahres in Kraft getretenen 
Neufassung des Personenbeförderungsgesetzes durchgängig sowohl im Linien-
busfernverkehr als auch im ÖPNV umgesetzt. Der Abgleich mit dem bisherigen 
Leistungsangebot des etablierten Anbieters bzw. dessen Erklärungsabsichten in 
Bezug auf eine bloß reaktive Angebotsverbesserung führten zu einem Wettstreit 
der Marktparteien vor Gericht anstatt einem Wettbewerb auf den Märkten. Be-
sonders eindrücklich zeigt sich dies in dem von Juli 2005 über verschiedene In-
stanzen bis hin zum Urteil des Bundesverwaltungsgerichts im Juni 2010 geführ-
ten Streit um die Genehmigung für einen Buslinienfernverkehr zwischen Frank-
furt a.M. und Dortmund. Die im Jahre 2005 befristet bis zum 31. Oktober 2013 
erteilte Genehmigung der Einrichtung und des Betriebs eines Linienbusverkehrs 
auf der Relation Frankfurt a.M. - Dortmund wurde mit dem Urteil des Bundes-
verwaltungsgerichts vom 24. Juni 2010 unter Verweis auf einen möglichen Ver-
fahrensfehler aufgehoben.2

 
  

Während die gute Nachricht ist, dass die marktzutrittsfeindliche Bedarfsprüfung 
nunmehr im Linienbusfernverkehr abgeschafft worden ist, besteht die schlechte 
Nachricht darin, dass sie im ÖPNV immer noch die gesetzlich sanktionierte Re-
gel darstellt. In der zum Jahresbeginn in Kraft getretenen Novelle des Personen-
beförderungsgesetzes wird die Bedarfsprüfung gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 3 im 

                                                 
2  BVerwG 3 C 14.09 VGH 2 UE 922/07. 
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ÖPNV nach wie vor beibehalten. Die Novelle des Personenbeförderungsgeset-
zes stellt folglich eine halbherzige Marktöffnung dar. Die in den Punkten a), b), 
c) und d) aufgeführten Gründe für das Versagen einer Genehmigung verkennen 
die Potenziale des Wettbewerbs im ÖPNV, denn nur bei freiem Marktzutritt 
können sich Preis- und Qualitätsdifferenzierungsstrategien von Marktneulingen 
entwickeln. Zwar wurden Reformen des Regionalverkehrs in Richtung einer 
transparenten und gleichzeitig konsistenten Ausübung der Bestellerfunktion von 
Transportleistungen bereits in den 1990er Jahren durch gesetzliche Neuregelun-
gen initiiert. Besonders hervorzuheben ist hier der Übergang von ex post Sub-
ventionen hin zur ex ante Bestellung von gemeinwirtschaftlichen Leistungen 
und eine Verlagerung der Bestellerfunktion auf Landesebene und Kommunen.3

 

 
Reformen in Richtung Wettbewerb bei der Bereitstellung gemeinwirtschaftli-
cher Leistungen machen es jedoch erforderlich, unter Ausschöpfung des 
intramodalen und intermodalen Wettbewerbs über das gesamte Spektrum der 
relevanten Verkehrsträger und Verkehrsalternativen entscheiden zu können.  

 
3 Potenziale des Wettbewerbs im öffentlichen Personenverkehr 
 
3.1 Technische Regulierung und spezieller Verbraucherschutz im  

öffentlichen Verkehr 
 
Unbestritten ist, dass auch nach einer umfassenden Marktöffnung technische 
Regulierungen der Sicherheitsstandards im öffentlichen Personenverkehr uner-
lässlich sind und folglich auch Voraussetzung für einen funktionsfähigen Wett-
bewerb darstellen. Hierzu zählen erstens die subjektiven Berufszugangsvoraus-
setzungen wie persönliche Zuverlässigkeit, fachliche Eignung; zweitens die So-
zialvorschriften (insbesondere Lenk- und Ruhezeiten der Busfahrer, Lokomotiv-
führer etc.) und die Kontrolle ihrer Einhaltung sowie drittens die technischen 

                                                 
3  Auf nationaler Ebene wurde im Dezember 1993 das Gesetz zur Regionalisierung des 

öffentlichen Personennahverkehrs (Regionalisierungsgesetz) verabschiedet (BGBl. I 
S. 2378, 2395), das ab 1. Januar 1996 in Kraft trat. Gemeinwirtschaftliche Leistun-
gen können gemäß § 4 dieses Gesetzes mit einem Verkehrsunternehmen vertraglich 
vereinbart werden. 
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Zulassungsnormen für die Fahrzeuge und deren Überwachung. Probleme unzu-
reichender Sicherheitsstandards lassen sich durch Anhebung der gesetzlich ge-
forderten Mindeststandards und verschärften Kontrolleinsatz lösen; ein Argu-
ment für die Bedarfsprüfung und den Schutz der Marktinsider gegen den Wett-
bewerb durch Marktneulinge lässt sich hieraus aber nicht ableiten. 
 
Die Umsetzung von branchenspezifischen Verbraucherschutzmaßnahmen für 
den regelmäßigen Linienverkehr wie Fahrplanpflicht und Tarifpflicht und die 
damit einhergehenden transparenten Fahrgastinformationen sind auch in Zu-
kunft unerlässlich. Die Wahrnehmung von Koordinationsaufgaben durch Ver-
kehrsverbünde (Abstimmung der Linien- und Netzplanung, Abstimmung der 
Fahrpläne, einheitliche Fahrscheine) erscheint kartellrechtlich auch bei einer Be-
teiligung der Verkehrsunternehmen unbedenklich. Voraussetzung ist allerdings, 
dass diese für neue Verbundpartner offen sind und nicht zur Marktschließung 
missbraucht werden. Völlig unbedenklich wäre die Schaffung von Verbundge-
sellschaften als unabhängige Anbieter von Koordinationsdienstleistungen.  
 
 
3.2 Marktmachtregulierung versus allgemeine Wettbewerbspolitik 
 
Selbst ein netzförmiges Angebot von Verkehrsleistungen und damit einherge-
hende Bündelungsvorteile implizieren bei freiem Marktzutritt der Transportge-
sellschaften keine Marktmacht. Es ist zu erwarten, dass der Wettbewerb im  
öffentlichen Personenverkehr besonders Erfolg versprechend ist, da sowohl Au-
tobusse als auch Züge mobil und nicht an eine bestimmte Strecke bzw. an ein 
bestimmtes geographisches Netz gebunden sind und folglich keine irreversiblen 
Kosten auftreten, auf denen strategisches Verhalten basieren kann. Nicht nur der 
potenzielle Wettbewerb sondern auch der aktive Wettbewerb zwischen unter-
schiedlichen Anbietern von Verkehrsleistungen hat eine wichtige volkswirt-
schaftliche Funktion, da er die Suche nach volkswirtschaftlich erwünschten Pro-
dukt- und Preisdifferenzierungen fördert. In offenen, wettbewerblichen Märkten 
werden Art, Umfang und Qualität kostendeckender Leistungen, abhängig von 
den Präferenzen der Konsumenten, von den effizientesten Unternehmen festge-
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legt. Die Beförderungsqualität (Anzahl der Fahrten, Komfort der Fahrzeuge etc.) 
ergibt sich als unternehmerische Leistung endogen am Markt.  
 
Ein wesentlicher Beitrag der Theorie der angreifbaren Märkte bei der Untersu-
chung der Rolle des potenziellen Wettbewerbs besteht darin, das Stigler’sche 
Marktzutrittsschranken-Konzept zugrunde zu legen (Stigler, 1968). Größenvor-
teile stellen hier keine Marktzutrittsschranken dar, da sie keine langfristigen 
Asymmetrien zwischen etablierten Anbietern und potenziellen Wettbewerbern 
hervorrufen. Hier kann der disaggregierte Regulierungsansatz anknüpfen, dessen 
Kernanliegen die Lokalisierung netzspezifischer Marktmacht und eine disaggre-
gierte Zugangs- und Preisregulierung ist (Knieps, 1997, Knieps, 2006). Nur 
wenn in einem Netzbereich gleichzeitig potenzieller und aktiver Wettbewerb 
fehlen, tritt ein regulierungsbedürftiger monopolistischer Bottleneck auf. Die 
Bedingungen für eine monopolistische Bottleneck-Einrichtung sind erfüllt, 
wenn: 

(1) eine Einrichtung unabdingbar ist, um Kunden zu erreichen, wenn es also 
keine zweite oder dritte alternative Einrichtung gibt, d.h. kein aktives Sub-
stitut verfügbar ist. Dies ist dann der Fall, wenn aufgrund von Bündelungs-
vorteilen eine natürliche Monopolsituation vorliegt, so dass ein einziger 
Anbieter diese Einrichtung kostengünstiger bereitstellen kann, als mehrere 
Anbieter; 

(2) gleichzeitig die Einrichtung mit angemessenen Mitteln nicht dupliziert 
werden kann, um den aktiven Anbieter zu disziplinieren, d. h. wenn kein 
potenzielles Substitut verfügbar ist. Dies ist dann der Fall, wenn die Kosten 
der Einrichtung irreversibel sind.  

 
Zentrales Anliegen der Theorie monopolistischer Bottlenecks ist es, im Sinne 
eines disaggregierten Regulierungsansatzes zwischen denjenigen Netzbereichen 
zu differenzieren, in denen Wettbewerb funktionsfähig ist, und den regulie-
rungsbedürftigen Netzbereichen, die als monopolistische Bottlenecks gekenn-
zeichnet sind. Um funktionsfähigen Wettbewerb in den wettbewerblichen Netz-
bereichen zu ermöglichen, ist eine geeignete Zugangsregulierung für die mono-
polistischen Bottleneckbereiche erforderlich. 
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Voraussetzung für intramodalen Wettbewerb im Personenverkehr ist folglich, 
dass kein Anbieter von Bus- oder Eisenbahnverkehr einen bevorzugten Zugang 
zu den Infrastrukturen erhält. Trassenpreiskataloge dürfen keine Diskriminie-
rungselemente zum Nachteil von Marktneulingen enthalten. Auch der diskrimi-
nierungsfreie Zugang zu Busbahnhöfen muss gewährleistet sein, insoweit diese 
den Charakter einer monopolistischen Bottleneck-Einrichtung besitzen, d. h. 
weder ein aktives noch ein potenzielles Substitut für diese Einrichtung vorhan-
den ist. 
 
 
3.3 Wettbewerbliche Bereitstellung von defizitären  
  Universaldienstleistungen 
 
3.3.1 Wettbewerb um die Bereitstellung defizitärer Verkehrsleistungen  
 
Nicht nur im Nahverkehr, sondern auch im Regional- und Fernverkehr können 
einzelne Strecken aufgrund geringen Verkehrsaufkommens nicht kostendeckend 
betrieben werden. Da defizitäre Universaldienste am Markt nicht spontan bereit-
gestellt werden, müssen Art und Umfang dieser Leistungen (Dichte des Bedie-
nungsnetzes, Haltestellenabstand, Bedienungshäufigkeit, Pünktlichkeit, etc.) 
sowie die sozial erwünschten Tarife im politischen Prozess festgelegt und 
gleichzeitig auch die Finanzierung der Defizite gewährleistet werden. Erforder-
lich ist dabei eine trennscharfe Schnittstelle zwischen der Bestellerfunktion 
(Aufgabenträger) einerseits und dem Transportunternehmer (Auftragnehmer) 
andererseits.  
 
Eine Vorgabe der Bedienungsqualität zu einem politisch erwünschten Tarif im-
pliziert keineswegs die gleichzeitige Übernahme der unternehmerischen Aufga-
be. Diese sollte vielmehr im Rahmen eines Ausschreibungswettbewerbs verge-
ben werden, so dass gleichzeitig der kostengünstigste Verkehrsanbieter mit dem 
niedrigsten Subventionsbedarf ermittelt werden kann. Eine transparente und 
gleichzeitig konsistente Ausübung der Bestellerfunktion von Transportleistun-
gen macht es erforderlich, unter Ausschöpfung des intramodalen und intermoda-
len Wettbewerbs über das gesamte Spektrum der relevanten Verkehrsträger und 
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Verkehrsalternativen entscheiden zu können. Lange Zeit wurden in diesem Zu-
sammenhang die Streckenkonzessionen und die damit einhergehende Bedarfs-
prüfung im Linienbusfernverkehr kritisiert, da hierdurch der intermodale Wett-
bewerb zu Gunsten der Bahnen verzerrt worden ist.   
 
Der öffentlichen Hand verbleiben bedeutende hoheitliche Aufgaben bei der Be-
stellung von defizitärem öffentlichem Personenverkehr. Hierzu zählt nicht nur 
die Festlegung und Überprüfung von Qualitätsstandards im Bereich der Ver-
kehrssicherheit und der Linien- und Netzplanung, erforderlich ist auch die 
Konkretisierung des politischen Ziels, in welchem Ausmaß gemeinwirtschaftli-
che, nicht kostendeckende Transportleistungen aufrechterhalten werden sollen, 
und wie deren Finanzierung zu sichern ist. Damit einhergehende Anforderungen 
an eine Tarifgestaltung und Fahrplankoordination bedeuten aber keineswegs, 
dass die öffentliche Hand als Bestellerin gleichzeitig auch die unternehmeri-
schen Aufgaben wahrnimmt. 
 
 
3.3.2 Das Aufdecken künstlicher Bestellerprobleme durch intermodalen  
  Wettbewerb  
 
Das langandauernde gesetzliche Verbot des innerdeutschen Buslinienfernver-
kehrs konnte nicht überzeugend mit dem Argument gerechtfertigt werden, dass 
der intermodale Wettbewerb die flächendeckende Versorgung mit defizitären 
Bahnleistungen gefährden würde. Letztlich kann sich erst im intermodalen 
Wettbewerb zwischen schienen- und straßengebundenem öffentlichem Perso-
nenverkehr herauskristallisieren, welche Verkehrsangebote sich am Markt 
durchsetzen und inwieweit aufgrund von Defizitproblemen ein Bestellerproblem 
der öffentlichen Hand vorliegt. Für den Fall, dass sowohl Schienenverkehr als 
auch Busverkehr auf einer Strecke kostendeckend bereitgestellt werden können, 
handelt es sich um den auf wettbewerblichen Märkten üblichen monopolisti-
schen Wettbewerb mit einer endogenen Preis- und Qualitätsdifferenzierung. Es 
kann durchaus der Fall auftreten, dass auf Strecken mit geringer Nachfrage ein 
Busverkehr aufgrund der geringeren fixen Kosten einer Fahrt noch profitabel ist, 
während der Schienenverkehr bereits defizitär ist. Anstatt in einem solchen Fall 



 10 

bereits aus dem Subventionstopf für den Schienenverkehr zu schöpfen, würde 
der intermodale Wettbewerb zu einer Bedienung mit Busverkehr führen. Für den 
Fall, dass der Schienenverkehr auf einer Strecke defizitär, der Busverkehr dage-
gen kostendeckend ist, liegt folglich nach wie vor kein Bestellerproblem der öf-
fentlichen Hand vor. Im Gegenteil, erst durch den Schutz der Bahn vor Wettbe-
werb durch den Bus wird künstlich ein solches Bestellerproblem geschaffen. 
 
 
3.3.3 Quersubventionierung zwischen profitablen und defizitären  
  Strecken?  
 
In der Novelle des Personenbeförderungsgesetzes werden als Lösung zur Finan-
zierung defizitärer Linien die Vergabe von Linienpaketen mit Exklusivrechten 
akzeptiert, die aus einer Mischung von defizitären und profitablen Strecken be-
stehen. Die in der EU Verordnung (EG) Nr. 1370/2007ebenfalls vorgesehene 
marktzutrittskompatible Möglichkeit der Gewährung einer finanziellen Aus-
gleichsleistung an die Betreiber eines defizitären öffentlichen Personenverkehrs 
blieb dabei unberücksichtigt.4

                                                 
4  Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße 
und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 
des Rates.  

 Eine den öffentlichen Finanzhaushalt nicht zu-
sätzlich belastende Form einer finanziellen Ausgleichszahlung könnte in der Er-
hebung einer „Marktzutrittssteuer“ auf den profitablen Strecken bestehen, wie 
sie als Bestandteil des Konzepts eines Universaldienstfonds zur Finanzierung 
defizitärer Telekommunikations- und Postdienste entwickelt wurde und bereits 
seit längerer Zeit gesetzlich verankert ist (Blankart, Knieps, 1988, S. 592ff., 
Knieps, 2007, S. 146ff.). Die Zielsetzung, durch Ausschreibung eines Bündels 
von profitablen und defizitären Netzleistungen – mit einer damit einher gehen-
den Marktschließung während der Laufzeit der Konzession – den Subventions-
bedarf zu senken, ist zwangsläufig mit dem Nachteil verknüpft, die Potenziale 
des aktiven Wettbewerbs auf den lukrativen Strecken nicht ausschöpfen zu kön-
nen. Dies ist aus netzökonomischer Sicht der entscheidende Nachteil des „kon-
trollierten Wettbewerbs“, bei dem nach erfolgtem Zuschlag der aktive Wettbe-
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werb im Ausschreibungsgebiet während der Versteigerungsperiode ausgeschlos-
sen wird (Knieps, 2013). Potenziale des intermodalen Ausschreibungswettbe-
werbs bleiben ebenfalls unausgeschöpft. Selbst wenn ein politisch erwünschter 
öffentlicher Personenverkehr etwa durch Busverkehr kostengünstiger ohne Sub-
ventionsbedarf erbracht werden könnte, besteht die Gefahr, dass der subventio-
nierte Zugverkehr weiter betrieben wird.  
 
 
4 Fazit  
 
Die in der Novelle des Personenbeförderungsgesetzes vollzogene Marktspaltung 
in vor Marktzutritt geschütztem öffentlichem Personennahverkehr und wettbe-
werblichem Linienbusfernverkehr ist willkürlich. Wettbewerbspotenziale zeigen 
sich bei freiem Marktzutritt sowohl im Fernverkehr als auch im Nahverkehr. 
Regulatorische Marktabgrenzungen hinsichtlich der Reisedistanz oder Reisezeit 
sagen weder etwas über die erforderlichen technischen Regulierungen, noch 
über den branchenspezifischen Verbraucherschutz oder über den verbleibenden 
Marktmachtregulierungsbedarf beim Zugang zu den erforderlichen Infrastruk-
tureinrichtungen aus. Zudem gilt, dass nicht nur im Nahverkehr, sondern auch 
im Fernverkehr politisch gewünschte defizitäre Universaldienstleistungen im 
Ausschreibungswettbewerb bereitgestellt werden können.   
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